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Betreff

Satzung zur Regelung von Fragen des oOrtlichen Gemeindeverfassungsrechtes und Uber die
Entschadigung der ehrenamtlich tatigen Gemeindeburger; hier: Neufassung aufgrund
Wegfall Krisenausschuss und Erhdhung der Mitgliederzahl im Konzessionsausschuss

Sachverhalt:

1. Krisenausschuss

Aufgrund der Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 10. Juni 2021 tber die
Popularklage auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Art. 120 b Abs. 3 der Gemeindeord-
nung fur den Freistaat Bayern, Aktenzeichen: Vf. 25-VII-21 ist die Einrichtung eines Krisenaus-
schusses nichtig. Er verstol3t nach dem Verfassungsgerichtshof gegen den Grundsatz der Gleich-
heit der Wahl nach Art. 12 Abs. 1i.V.m. Art. 14 Abs. 1 Satz 1 BV und ist verfassungswidrig und
nichtig.

Damit kann der Krisenausschuss in der 0.g. Satzung entfallen. Er wird im Satzungsentwurf ersatzlos
gestrichen.

Der Verfassungsgerichtshof berticksichtigt in seiner Entscheidung allerdings auch, dass Gemeinden
auf der Grundlage von Art. 120b Abs. 3 GO womdglich eine Vielzahl von Beschlissen gefasst ha-
ben, die nicht rickabgewickelt werden sollen. Demnach bleiben Beschliisse bis einschlief3lich
11.06.2021 die auf der Grundlage von Art. 120b Abs. 3 GO gefasst wurden, unberuhrt

und wirksam (siehe Rn. 50 der Entscheidung).

2. Konzessionsausschuss

Der Gemeinderat hat mit 8 2 der Satzung zur Regelung von Fragen des 0rtlichen Gemeindeverfas-
sungsrechtes und Uber die Entschadigung der ehrenamtlich tatigen Gemeindeburger i.V.m. § 8 der
Geschaftsordnung der Gemeinde Gauting die Einrichtung eines Konzessionsausschusses be-
schlossen. Die Mitglieder wurden bislang nicht benannt.

Aufgrund der engen Vorschriften des Kartell- und Wettbewerbsrechtes und des Kriterienkataloges
des gemeinsamen Leitfadens von Bundeskartellamt und Bundesnetzagentur ist die Entscheidung
Uber eine Konzessionsvergabe sehr weit eingeschrankt. Der Bewerber, der die Eignungskriterien
mit der hdchsten Punktwertzahl erfillt, erhalt den Zuschlag. Der Arbeitsanfall des Ausschusses ist
aufgrund der langen Laufzeiten der Konzessionsvertrage von i.d.R. 20 Jahren gering. Nach Vergabe
der Gaskonzession wird der Ausschuss in dieser Legislaturperiode aller Voraussicht nach nicht
mehr zusammentreten.
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In der bestehenden Satzung ist festgelegt:

,Der Konzessionsausschuss setzt sich aus einem Vorsitzenden/einer Vorsitzenden und vier ehren-
amtlichen Gemeinderatsmitgliedern zusammen. Den Vorsitz im Konzessionsausschuss fuhrt ein

vom Gemeinderat bestimmtes ehrenamtliches Gemeinderatsmitglied ... .“

In dem Ausschuss sind die dem Gemeinderat bildenden Fraktionen gemaR ihren Vorschlagen nach
dem Verhéltnis ihrer Starke vertreten (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO).
Die Sitze werden nach dem Verfahren Saint-Lagué/Schepers verteilt.

Des Weiteren wird fiir jedes Ausschussmitglied fir den Fall seiner Verhinderung auf Vorschlag der
Fraktion ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin namentlich bestellt. Ein zweiter Stellvertreter
kann namentlich benannt werden (8 6 Abs. 1 und 2 der Geschéftsordnung der Gemeinde Gauting).

Da sich mit der Kommunalwahl 2020 der Gemeinderat zahlenmaf3ig sowohl nach Mitgliedern, als
auch Gruppierungen erhoht hat, wird vorgeschlagen die Besetzung analog der Besetzung des
Rechnungsprifungsausschusses vorzunehmen um maoglichst viele Gruppierungen auch in diesem
Ausschuss zu bertucksichtigen.

Hinderungsgrinde fir die Mitgliedschaft in diesem Ausschuss kénnen sich in diesem speziellen
Ausschuss nicht nur aus den einschlagigen Vorschriften der Gemeindeordnung, sondern vor allem
aus den sehr viel strenger gefassten Vorschriften des Konzessions-, Wettbewerbs- und Kartellrechts
ergeben.

Personliche Beteiligung
nach Art. 47 Bay. Gemeindeordnung

In der Regel ergibt eine Mitwirkung von Mandatstragern am Auswabhlverfahren, insbesondere an
dem Beschluss des Rates (ber die Erteilung des Zuschlags, deshalb kein Verstol3 gegen das Mit-
wirkungsverbot des Art. 47 BayGO, weil sie als Vertreter der Gemeinde bei der Klagerin tétig ge-
worden sind. Dies kann daher nicht zur Rechtswidrigkeit des Beschlusses oder zur Nichtigkeit des
geschlossenen Gaskonzessionsvertrages fuhren. Die weiteren Griinde fur eine persoénliche Beteili-
gung bleiben bestehen.

Nach den Vorschriften des Konzessions-, Wettbewerbs- und Kartellrechts

Anlasslich der Neufassung des Leitfadens von Bundeskartellamt und Bundesnetzagentur vom
21.05.2015 hat der Deutsche Stadte- und Gemeindebund ausgeftihrt, ,... Sofern die Gemeinde sich
selbst an dem Wettbewerb um die Wegenutzungsrechte beteiligt, darf sie den kommunalen Bewer-
ber nicht durch Informationsfluss bevorzugen. Das Kartellrecht verlange zur Wahrung des Geheim-
wettbewerbs und des Neutralitatsgebots eine organisatorische und personelle Trennung zwischen
der Kommune als verfahrensleitender Stelle und der Kommune als Bieter. Die in den Gemeindeord-
nungen vorgesehenen Regelungen zur Befangenheit von Gemeinderatsmitgliedern erfasse diese
Konstellation nur unzureichend.”

Daher durfen keine Mitglieder der Verwaltung oder Mandatstréager, die in ihrer Tatigkeit (auchin der
Stellvertretung) mit einem potentiellen gemeindlichen Bewerber verbunden sind, am Verfahren der
Konzessionsvergabe beteiligt sein.

Aufgrund dieses Mangels in diesem sehr speziellen Aufgabenbereich der kommunalen Daseinsfir-
sorge ergehen in den letzten Jahren immer wieder Urteile aufgrund von Einwendungen und Klagen
unterlegener Bieter.

So wurde in einem Konzessionsverfahren auf der Grundlage eines Urteils des BGH entschieden:
,Ein Konzessionsvertrag ist nach § 134 BGB grundsatzlich nichtig, wenn die Konzessionsvergabe

den Anforderungen aus 8§ 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB und 8 46 Abs. 1 EnWG nicht geniigt und damit eine
unbillige Behinderung derjenigen Bewerber vorliegt, deren Chancen auf die Konzession dadurch
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beeintrachtigt worden sind (BGH, Urt. v. 17. Dez. 2013, KZR 66/12, »Stromnetz Berkenthin«, Rn. 54
ff. und 101 ff.; Urt. v. 17. Dez. 2013, KZR 65/12, »Stromnetz Heiligenhafen«, Rn. 50 ff., Beschl. v. 3.
Juni 2014, EnVR 10/13, »Stromnetz Homberg« Rn. 53; Urt. v. 18. Nov. 2014, EnZR 33/13, »Strom-
netz Schierke« Rn. 20; jeweils zit. Nach juris).

Ob ein fehlerhaftes Auswahlverfahren einen Bewerber um die Konzession unbillig behindert, be-
stimmt sich anhand einer Gesamtwirdigung und Abwéagung aller beteiligten Interessen unter Be-
ricksichtigung der auf die Freiheit des Wettbewerbs gerichteten Zielsetzung des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen (BGH, Urt. v. 17. Dez. 2013, KZR 66/12, »Stromnetz Berkenthin,
Rn. 55). Bei der im Rahmen der Prifung des kartellrechtlichen Behinderungsverbots gebotenen
Gesamtwiurdigung stellt ein gegen 8§ 46 EnWG verstolRendes Auswahlverfahren eine unbillige Be-
hinderung derjenigen Bewerber dar, deren Chancen auf die Konzession dadurch beeintréchtigt wor-
den sind. Eine mit dem Abschluss dieser Vertrage verbundene Diskriminierung oder unbillige Be-
hinderung kann dann nur durch ihre Nichtigkeit beseitigt werden. Denn der Konzessionsvertrag als
solcher fuhrt die Marktwirkungen des Verbotsverstof3es herbei (BGH, Urt. v. 17. Dez. 2013, KZR
66/12, Rn. 58). ...
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a) Als marktbeherrschende Anbieter der Wegenutzungsrechte in inrem Gebiet sind die Gemeinden
gemal § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB und 8§ 46 Abs. 1 EnWG verpflichtet, den Konzessionéar fur den Be-
trieb eines Energieversorgungsnetzes in einem diskriminierungsfreien Wettbewerb auszuwahlen
(BGH, Urt. v. 17. Dez. 2013, KZR 66/12, »Stromnetze Berkenthin«, Rn. 16 ff. m.w.N.). Als Normad-
ressaten sind die Gemeinden verpflichtet, im Auswahlverfahren keinen Bewerber um die Konzessi-
on unbillig zu behindern oder zu diskriminieren. Diese Verpflichtung steht mit den Regelungen des
Energiewirtschaftsrechts und dem Recht auf kommunale Selbstverwaltung geman Art. 28 Abs. 2
GG im Einklang (BGH, a.a.O., Rn. 26).

Zwar handelt es sich bei der Versorgung der Ortsansassigen mit Gas um eine verfassungsrechtlich
geschitzte Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung. Allerdings unterliegt die im Zusammenhang
mit der Versorgung stehende wirtschaftliche Betatigung der Gemeinden rechtlichen Schranken. Das
Recht zur kommunalen Selbstverwaltung besteht vielmehr nur im Rahmen der allgemeinen Geset-
ze, zu denen auch das Energiewirtschaftsgesetz z&hlt (BGH, a.a.O., Rn. 30, 31 ff. m.w.N.; OLG
Brandenburg, Urt. v. 19. Juli 2016, Kart U 1/15, Rn. 44; 22. Aug. 2017, 6 U 1/17 Kart, Rn. 74, jeweils
zit. nach juris). Soweit in der aus § 46 Abs. 1 EnWG folgenden Verpflichtung der Gemeinden, auch
Eigengesellschaften und kommunale Beteiligungsgesellschaften bei der Konzessionsvergabe nicht
ohne sachlichen Grund zu bevorzugen, Uberhaupt ein Eingriff in das Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung zu sehen sein sollte, wére er jedenfalls verhaltnismafig und verfassungsrechtlich unbe-
denklich.

Die Pflicht zur diskriminierungsfreien Entscheidung Uber den Netzbetreiber ist zur Férderung des
Wettbewerbs um das fur den Betrieb des allgemeinen Versorgungsnetzes notwendige Wegenut-
zungsrechtim Interesse der Allgemeinheit an einer Verbesserung der Versorgungsbedingungen
geeignet und erforderlich (vgl. auch BGH, Beschl. v. 11. Juli 2006, KVR 28/05 »Deutsche Bahn/KVS
Saarlouis« Rn. 21 a.E. = BGHZ 168, 295) und beschrankt die Gemeinden nicht Gbermafiig (BGH,
Urt. v. 17. Dez. 2013, KZR 65/12, »Stromnetz Heiligenhafen «, Rn. 42).

b)Ein Konzessionsvergabeverfahren unterliegt formellen und materiellen Anforderungen, insbeson-
dere dem Gebot der Transparenz bei der Gestaltung des Verfahrens sowie dem Diskriminierungs-
verbot bei der Auswahlentscheidung selbst, 8 46 Abs. 1 S. 1 EnWG. Bei der Gestaltung des Aus-
wahlverfahrens und dessen Entscheidung unterliegt die Gemeinde dem aus dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz und dem Diskriminierungsverbot abzuleitenden Gebot der Neutralitat (OLG Bran-
denburg, Urt. v. 19. Juli 2016, Kart U 1/15, Rn. 44, 47; 22. Aug. 2017, 6 U 1/17 Kart, Rn. 74; OLG
Celle, Urt. v. 26. Jan. 2017, 13 U 9/16 (Kart), Rn. 38; OLG Karlsruhe, Urt. v. 3. April 2017, 6 U
151/16 Kart, Rn 94; jeweils zit. nach juris).

Dem liegt der allgemeine, in allen Prozess- und Verfahrensordnungen bzw. Verfahrensnormen (z.B.
88 20, 21 WWWAG, § 54 VWGO, 88 16, 17 SGB X, 88 41, 42 ZPO, 88 22 - 24 StPO) enthaltene
Grundsatz zugrunde, dass niemand in eigener Sache entscheiden darf. Die Pflicht zur Unpatrteilich-
keit findet ihre Grundlage unmittelbar im Rechtsstaatsgebot und den daraus abzuleitenden Prinzi-
pien der Verfahrensgerechtigkeit sowie der Gewahrleistung eines fairen Verfahrens; es handelt sich
um einen allgemeinen Grundsatz des rechtsstaatlichen Verfahrens (vgl. BVerwG, Beschl. v. 19. Okt.
2015, 5 P 11/14, Rn. 19, zit. nach juris).
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Fur die Vergabe einer Konzession folgt daraus, dass fur die vergebende Gemeinde niemand tétig

werden darf, dessen Interessen zugleich mit denjenigen eines Bewerbers verknipft sind (OLG
Brandenburg, Urt. v. 19. Juli 2016, Kart U 1/15, Rn. 47; OLG Schleswig, Urt. v. 16. April 2018, 16 U

110/17 Kart, Rn. 40; jeweils zit. nach juris). Aus dem Neutralitdtsgebot folgt das Gebot einer ausrei-
chenden personellen und organisatorischen Trennung zwischen Vergabestelle und Bewerber. Ohne

eine solche Trennung lasst sich die gebotene diskriminierungsfreie Vergabeents cheidung von vorn-

herein nicht gewéhrleisten (BGH, Beschl. v.

18. Okt. 2016, KZB 46/15, »Berlin Energie«, Rn. 40; OLG Brandenburg, Urt. v. 19. Juli 2016, Kart U

1/15, Rn, 50, jeweils zit. nach juris).

Unter welchen Voraussetzungen kommunale Mandatstrager wegen Interessenkollision von der Be-
ratung und Entscheidung ausgeschlossen sind, richtet sich zwar grundsétzlich nach Landesrecht
(vgl. BVerwG, Urt. v. 7. Mai 1971, IV C 18.70, Rn. 17; 12. Nov. 2003, 4 BN 67/03, Rn. 5; jeweils zit.
nach juris). Das gilt aber nur, soweit sich aus bundesgesetzlichen Regelungen nicht anderes ergibt
(sodas BVerwG a.a.O. fur das keine anderweitigen Regelungen enthaltende BauGB). Fur das Kon-
zessionsverfahren nach 88 46 f. EnNWG ergeben sich solche anderweitigen bundesgesetzlichen ma-
teriell- und verfahrensrechtlich bedeutsamen Gebote und Verbote aus 8§ 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB, § 46
Abs. 1 EnWG mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz und dem Diskriminierungsverbot, namentlich
aus dem daraus abzuleitenden Gebot der Neutralitdt und der sich daraus ergebenden Pflicht zur
personellen und organisatorischen Trennung zwischen vergabeleitender Stelle und Bewerber.

Da im Vertretungsfall in der Gesellschafterversammlung eines Bewerbers die Vertretungsregel der
Gemeindeordnung greift und dort dann die weiteren Birgermeister die u.U. verhinderte Blrgermeis-
terin vertreten ist der Vorsitz des Konzessionsausschusses aus dem Kreis der ehrenamtlichen Ge-
meinderatsmitglieder zu besetzen.

Beschlussvorschlag:
1. Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von der Beschlussvorlage O 0270.

2. Der Gemeinderat beschliel3t die Neufassung der Satzung zur Regelung von Fragen des ortli-
chen Gemeindeverfassungsrechtes und tber die Entschadigung der ehrenamtlich téatigen Ge-
meindeburger mit folgendem Wortlaut:

Die Gemeinde Gauting erlasst aufgrund der Art. 20a, 23, 32, 33, 34, 35, 40, 41, 95 und 103 der

Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.

August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. Marz
2021 (GVBI. S. 74) gedndert worden ist, folgende

SATZUNG
zur Regelung von Fragen des ortlichen Gemeindeverfassungsrechtes und

uber die Entschadigung der ehrenamtlich tatigen Gemeindeburger

Die Gemeinde Gauting erlasst aufgrund der Art. 20a, 23, 32, 33, 34, 35, 40, 41, 95 und 103 der
Gemeindeordnung flr den Freistaat Bayern (GO) folgende
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Satzung

zur Regelung von Fragen des drtlichen Gemeindeverfassungsrechtes und tber die Entschadigung
der ehrenamtlich tatigen Gemeindebdrger:

GEMEINDEVERFASSUNGSRECHT

81 Zusammensetzung des Gemeinderates

Der Gemeinderat besteht aus der berufsméaRigen ersten Birgermeisterin und 30 ehrenamtlichen
Mitgliedern. BerufsmaRige Gemeinderatsmitglieder werden nicht gewahit.

82 Ausschusse, Beirate
(1) Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende standi-
ge Ausschisse:

1. Den Haupt- und Finanzausschuss
bestehend aus der Vorsitzenden und zwolf ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern,

2. den Bauausschuss
bestehend aus der Vorsitzenden und zwoélf ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern,

3. den Umwelt-, Energie-und Verkehrsausschuss,
bestehend aus der Vorsitzenden und zwolf ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern,

4. den Ferienausschuss,
bestehend aus der Vorsitzenden und zwo6lf ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern

5. den Rechnungsprifungsausschuss,
bestehend aus dem Vorsitzenden und sechs ehrenamtlichen Mitgliedern des Gemeinderates

0. den Konzessionsausschuss,

bestehend aus dem Vorsitzenden und sechs ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern.

(2) Den Vorsitz in den in Abs. 1 Ziff. 1 bis 5 genannten Ausschiissen fulhrt die erste Burgermeiste-
rin. Im Rechnungsprifungsausschuss und im Konzessionsausschuss fihrt ein vom Gemein-
derat bestimmtes ehrenamtliches Gemeinderatsmitglied den Vorsitz.
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(3) Die Ausschisse sind vorberatend tatig, soweit der Gemeinderat selbst zur Entscheidung z u-
standig ist. Im Ubrigen beschlieRen sie anstelle des Gemeinderates (beschlieRende Aus-
schisse).

(4) Das Aufgabengebiet der Ausschiisse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschéftsordnung so-
weit es nicht durch gesetzliche Bestimmungen festgelegt ist.

(5) Der Gemeinderat kann Sonderausschusse filr besondere oder vorubergehende Aufgaben
einsetzen. Zusammensetzung und Aufgabenbereich werden durch einfachen Beschluss gere-
gelt. Sonderausschusse sind nur vorberatend tatig.

(6) Der Gemeinderat kann zu seiner Beratung in bestimmten Angelegenheiten oder Aufgabenge-
bieten Beirdte oder Kommissionen bilden, denen auch Birger angehtren kdnnen, die nicht
Mitglieder des Gemeinderates sind. Zusammensetzung und Aufgabenbereich werden durch
einfachen Beschluss geregelt.

§ 3 Tatigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder

Die Tatigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den
Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderates und seiner Ausschiisse. Auf3erdem kénnen
einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Uberwachungsbefugnisse nach naherer Vor-
schrift der Geschaftsordnung Ubertragen werden.

84 Erste Burgermeisterin

Die erste Birgermeisterin ist Beamtin auf Zeit.

85 Weitere Blrgermeister

Die weiteren Birgermeister sind Ehrenbeamte.

.  ENTSCHADIGUNG
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8§ 6 Entschadigung, Sitzungsgelder

Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten fiir ihre Tatigkeit als Entschadigung
einen Pauschalbetrag von monatlich 60,00 €
und

fur jede notwendige Teilnahme an einer Sitzung
ein Sitzungsentgelt je angefangene Stunde
Sitzungsdauer in H6he von 20,00 €

Ortsbesichtigungen, Besprechungen der Fraktionssprecher, Teilnahme an Sitzungen der Bei-
rate und Kommissionen u. . werden einer Ausschusssitzung gleichgestellt, sofern dazu von
der BUrgermeisterin eingeladen wurde.

Die ehrenamtlichen Mitglieder von Wahlvorstanden erhalten fir ihre Téatigkeit als Entschadi-
gung ein Zehr-/Erfrischungsgeld in Hohe von

bei Kommunalwahlen 100,00 €

bei sonstigen Wahlen 80,00 €

bei Europa- und Bundestagswahlen, gesonderten
Blrgermeister- und oder Landratswahlen,

gesonderten Volks- oder Birgerentscheiden 60,00 €

fur jeden Tag, an dem sie in einem Wahlvorstand tatig sind (Durchfiihrung einer Wabhl ein-
schliellich Auszahlen des Wahlergebnisses).

Fallen zwei Wahlen / Entscheide zusammen (ausgenommen Landtags- und Bezirkswahl so-
wie Burgermeister-/ Landratswahl) wird der Satz um 20,00 € erhdht. Es wird jedoch maximal
der Satz fur die Gemeinde- und Landkreiswahlen gezahilt.

Ab drei Wahlen/ Entscheiden wird der Satz fur die Gemeinde- und Landkreiswahlen gezahlt.

Erstreckt sich die Stimmenauszahlung tber mehrere Tage, so betréagt die Entschadigung fur
jeden weiteren vollen Tag jeweils 40,00 €.
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87 Ersatzleistungen, Reisekosten
(1) Ehrenamtlich tatige Gemeindeburger haben - gegebenenfalls neben einer Entschadigung

nach § 6 - Anspruch auf Ersatz des durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes entstandenen
Verdienstausfalles. Dafir gilt folgende Regelung:

1.  Angestellten und Arbeitern wird der durch Bestéatigung des Arbeitgebers nachgewiesene, tat-
sachlich entstandene Verdienstausfall erstattet.

2.  Selbstandig Tatige erhalten eine Pauschalentschadigung von 30,00 € je angefangene Stunde
fur den Verdienstausfall, der durch Zeitversaumnis in ihrer beruflichen Téatigkeit entstanden ist.

3. Personen, die keine Ersatzanspriche nach Ziff. 1 oder 2 haben, denen aber im beruflichen
oder hauslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch Nachholen versdum-
ter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine
Pauschalentschadigung von 10,-- € je angefangene Stunde Zeitversaumnis.

(2) Ehrenamtlich tatige Gemeindeburger erhalten fur auswartige Tatigkeit Reisekostenvergutung
nach den Satzen der Art. 5, 9 und 10 des Bayerischen Reisekostengesetzes (BayRKG).

(3) Ersatzleistungen nach Abs. 1 und 2 werden nur auf Antrag gewabhrt.

88 Auszahlung

Die Entschéadigungen nach S 6 Abs. 1 und 2 werden monatlich abgerechnet und ausgezahlt. Die
sonstigen Entschadigungen werden innerhalb von zwei Wochen nach Antragstellung oder nach ei-
ner Wahl bzw. nach Abschluss der ehrenamtlichen Tatigkeit gezahlt.

89 Entschadigung des Ortssprechers/der Ortssprecherin

Die 88 6 bis 8 gelten fir den Ortssprecher/die Ortssprecherin entsprechend.

1. GELTUNGSDAUER

8§10 Inkrafttreten
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Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft;
sie gilt bis zum 30. April 2026.

Gauting, den XX.XX.XXXX

Dr. Brigitte Késsinger
Erste Burgermeisterin

Gauting, 24.09.2021

Unterschrift

Seite 9von 9



	REF_voname
	Beratungsfolge
	REF_vobetr
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag

